75 Jahre
DeI]rlok;atie é § Deutscher Bundestag
lebendig PN Wissenschaftliche Dienste
Sachstand

Rechtsrahmen fiir Ausweisungen ohne vorherige strafrechtliche
Verurteilung

© 2024 Deutscher Bundestag WD 3 - 3000 - 062/24



Wissenschaftliche Dienste Sachstand Seite 2
WD 3 - 3000 - 062/24

Rechtsrahmen fiir Ausweisungen ohne vorherige strafrechtliche

Verurteilung

Aktenzeichen: WD 3 - 3000 - 062/24

Abschluss der Arbeit: 17. Juli 2024 (zugleich letzter Abruf der Internetfundstellen)
Fachbereich: WD 3: Verfassung und Verwaltung

Die Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages unterstiitzen die Mitglieder des Deutschen Bundestages
bei ihrer mandatsbezogenen Tétigkeit. Thre Arbeiten geben nicht die Auffassung des Deutschen Bundestages, eines sei-
ner Organe oder der Bundestagsverwaltung wieder. Vielmehr liegen sie in der fachlichen Verantwortung der Verfasse-
rinnen und Verfasser sowie der Fachbereichsleitung. Arbeiten der Wissenschaftlichen Dienste geben nur den zum Zeit-
punkt der Erstellung des Textes aktuellen Stand wieder und stellen eine individuelle Auftragsarbeit fiir einen Abge-
ordneten des Bundestages dar. Die Arbeiten konnen der Geheimschutzordnung des Bundestages unterliegende, ge-
schiitzte oder andere nicht zur Veroffentlichung geeignete Informationen enthalten. Eine beabsichtigte Weitergabe oder
Veroffentlichung ist vorab dem jeweiligen Fachbereich anzuzeigen und nur mit Angabe der Quelle zuléssig. Der Fach-
bereich berét iiber die dabei zu beriicksichtigenden Fragen.



Wissenschaftliche Dienste Sachstand

WD 3 - 3000 - 062/24

Seite 3

Inhaltsverzeichnis
1. Einleitung 4
2. Begriff, Charakter und Rechtsfolgen der Ausweisung 4
3. Regelungssystem der § 53 ff. AufenthG 5
4. Zum Ausweisungsinteresse in Fillen ohne vorherige

strafrechtliche Verurteilung 7
4.1. Aktuell geregelte Fallgruppen des § 54 AufenthG ohne

strafrechtliche Verurteilung 7
4.2. Zur Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 10
5. Aktuell diskutierte Anderung des § 54 AufenthG 12



Wissenschaftliche Dienste Sachstand Seite 4
WD 3 - 3000 - 062/24

1.  Einleitung

Der Sachstand befasst sich vor dem Hintergrund der aktuellen rechtspolitischen Diskussion mit
Fragen zum Ausweisungsrecht. Nach einer Einfiihrung zum Begriff, zum Rechtscharakter und zu
den Rechtsfolgen der Ausweisung (Ziffer 2) folgt unter Ziffer 3 ein Uberblick iiber das Regelungs-
system der Ausweisung in §§ 53 ff. Aufenthaltsgesetz (AufenthG)*.

Anschliefend werden die gesetzlichen Regelungen zum Ausweisungsinteresse in Fédllen ohne
vorherige strafrechtliche Verurteilung dargestellt. Dabei wird auch auf die Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts eingegangen (Ziffer 4).

Zuletzt wird die aktuelle Diskussion iiber eine Anderung und Ergénzung von § 54 AufenthG skiz-
ziert (Ziffer 5).

2.  Begriff, Charakter und Rechtsfolgen der Ausweisung

Die Ausweisung verfolgt nicht den Zweck der Ahndung eines bestimmten Verhaltens, sondern
dient der Abwehr von Gefahren fiir die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung, die freiheitliche de-
mokratische Grundordnung oder sonstige erhebliche Interessen der Bundesrepublik Deutschland
(§ 53 Abs. 1 AufenthG).

Besteht vor der Ausweisung ein Aufenthaltstitel, erlischt dieser zwar durch die Ausweisung

(§ 51 Abs. 1 Halbsatz 1 Nr. 1, Abs. 9 Satz 1 Nr. 2 AufenthG) mit der Folge, dass die ausgewiesene
Person ausreisepflichtig wird (§ 50 Abs. 1 AufenthG). Eine Ausreisepflicht kann aber auch ohne
Ausweisung bestehen, wenn ein erforderlicher Aufenthaltstitel bereits vor der Ausweisung nicht
oder nicht mehr vorlag.? Anerkannten Asylberechtigten darf im Falle einer Ausweisung nach

§ 53 Abs. 3a AufenthG kein Aufenthaltstitel erteilt werden (§ 25 Abs. 1 Satz 2 AsylG).

Gemadl § 11 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 AufenthG ist gemeinsam mit der Ausweisungsverfiigung
ein Einreise- und Aufenthaltsverbot zu erlassen. Infolgedessen darf die ausgewiesene Person we-
der nach Deutschland noch in die anderen Mitgliedstaaten der EU oder des Schengen-Raums ein-
reisen oder sich in diesen authalten; auBerdem kann selbst im Falle des Bestehens eines An-
spruchs kein Aufenthaltstitel erteilt werden (§ 11 Abs. 1 Satz 3 AufenthG).

Eine Ausweisung samt Einreise- und Aufenthaltsverbot ist unter bestimmten Voraussetzungen
auch zuléssig, wenn sich die Person gar nicht mehr im Bundesgebiet authilt.?

1 Aufenthaltsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 (BGBI. I S. 162), zuletzt gedndert
durch Gesetz vom 08.05.2024 (BGBI. 2024 I Nr. 152).

2 Infolge einer Ausweisung erlischt auch eine etwaige Befreiung vom Erfordernis eines Aufenthaltstitels (§ 51
Abs. 5 AufenthG) und nach herrschender Meinung auch eine Duldungs- oder Erlaubnisfiktion (§ 81 Abs. 3 Auf-
enthG) und eine Fortgeltungsfiktion nach § 81 Abs. 4 AufenthG, vgl. Bauer, in: Bergmann/Dienelt, Ausldnder-
recht, 14. Auflage 2022, AufenthG Vorbemerkungen §§ 53 — 56 Rn. 22 m.w.N.

3 BVerwGE 106, 302 (305 m.w.N.).
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Laut Bundesverwaltungsgericht bieten die §§ 53 ff. AufenthG aber keine Rechtsgrundlage fiir
eine sog. Auslandsausweisung von visumspflichtigen Drittstaatsangehorigen, die noch nie in die
Bundesrepublik Deutschland eingereist sind und sich dort aufgehalten haben.*

Umstritten und bislang nicht abschlieBfend durch die Rechtsprechung geklart ist, ob und in wel-
chen Fillen eine sog. inlandsbezogene Ausweisung mit nationalem Recht und der EU-Riickfiih-
rungsrichtlinie vereinbar ist. ,,Inlandsbezogen” ist eine Ausweisung, wenn bereits feststeht, dass
eine Abschiebung tatsdchlich oder rechtlich unméglich ist und die Ausweisung damit in erster
Linie die o.g. Wirkungen fiir den Aufenthalt der betroffenen Person im Inland entfaltet.®

Die Ausweisung ist begrifflich und rechtlich von der Abschiebung zu unterscheiden. Der Begriff
der Abschiebung bezeichnet die tatsdchliche zwangsweise Durchsetzung der Ausreisepflicht
und richtet sich nach §§ 58 ff. AufenthG. Begriindet erst die Ausweisung die Ausreisepflicht,
kann diese erst zwangsweise durchgesetzt werden, wenn die Ausweisungsverfiigung (mit Eintritt
der Bestandskraft) vollziehbar geworden ist (§ 58 Abs. 2 S. 2 AufenthG) oder die sofortige Voll-
ziehung der Ausweisungsverfiigung angeordnet wurde (§ 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VwGO).® Vor einer
Abschiebung miissen die zustdndigen Behorden unter anderem priifen, ob Abschiebungsverbote
(§ 60 AufenthG) eingreifen. Diese kdnnen etwa wegen einer drohenden unmenschlichen und er-
niedrigenden Behandlung im Sinne von Art. 3 Europdische Menschenrechtskonvention in Ver-
bindung mit § 60 Abs. 5 AufenthG bestehen.” §§ 60a ff. AufenthG enthalten iiberdies Regelungen
zur sog. Duldung, also zur voriibergehenden Aussetzung der Abschiebung (§ 60a Abs. 1 Auf-
enthG).

3.  Regelungssystem der §§ 53 ff. AufenthG
Die Voraussetzungen der Ausweisung sind in §§ 53 ff. AufenthG geregelt.
Abs. 1 und 2 des § 53 AufenthG bilden den Grundtatbestand und lauten:®

(1) Ein Ausldnder, dessen Aufenthalt die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung, die freiheitli-
che demokratische Grundordnung oder sonstige erhebliche Interessen der Bundesrepublik
Deutschland gefdhrdet, wird ausgewiesen, wenn die unter Beriicksichtigung aller Umstdnde
des Einzelfalles vorzunehmende Abwigung der Interessen an der Ausreise mit den Interes-
sen an einem weiteren Verbleib des Auslidnders im Bundesgebiet ergibt, dass das offentliche
Interesse an der Ausreise iiberwiegt.

4 BVerwGE 179, 22.

5 Cziersky-Reis, in: Hofmann, NK-AuslR, 3. Aufl. 2023, § 53 AufenthG Rn. 4 m.w.N.

6 FleuD, in: Kluth/Heusch, BeckOK AusIR, 41. Ed. 1.4.2024, § 53 AufenthG Rn. 54.

7 Vgl. etwa zu Afghanistan und Syrien Deutscher Bundestag, Wissenschaftliche Dienste, Die Ausweisung von
straffdllig gewordenen Fliichtlingen nach Afghanistan und Syrien im Lichte des Vélkerrechts, WD 2 - 3000 -

009/24, Dokumentation vom 11.03.2024; Zu Abschiebungen nach Afghanistan und Syrien aus Deutschland und
ausgewdhlten EU-Mitgliedstaaten, WD 3 - 3000 - 015/24, Sachstand vom 08.04.2024.

8 Hervorhebungen nur hier.


https://www.bundestag.de/resource/blob/1002072/0355975f2daa0ef1feef22983d01945c/WD-2-009-24-pdf.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/1002072/0355975f2daa0ef1feef22983d01945c/WD-2-009-24-pdf.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/1001880/5d0d5ca7b90ba4ed6d32d0f794d2c132/WD-3-015-24-pdf.pdf
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(2) Bei der Abwiagung nach Absatz 1 sind nach den Umstidnden des Einzelfalles insbesondere
die Dauer seines Aufenthalts, seine personlichen, wirtschaftlichen und sonstigen Bindungen
im Bundesgebiet und im Herkunftsstaat oder in einem anderen zur Aufnahme bereiten Staat,
die Folgen der Ausweisung fiir Familienangehorige und Lebenspartner sowie die Tatsache, ob
sich der Ausldnder rechtstreu verhalten hat, zu beriicksichtigen.

Die Abs. 3 bis 4 des § 53 AufenthG enthalten gegeniiber Abs. 1 modifizierte Anforderungen an
die Ausweisung bestimmter Personengruppen:

— Abs. 3: Personen mit Aufenthaltsrecht nach dem Assoziationsabkommen EWG/Turkei oder
mit einer Erlaubnis zum Daueraufenthalt — EU;

— Abs. 3a: anerkannte Asylberechtigte, Fliichtlinge oder subsididr Schutzberechtigte oder Per-
sonen mit Reiseausweis fiir Fliichtlinge;®

— Abs. 4: Personen im Asylverfahren.

Eine konkrete Ausweisungsentscheidung erfordert, wie § 53 Abs. 1 AufenthG ausdriicklich klar-
stellt, eine umfassende Abwigung der jeweiligen Ausweisungs- und Bleibeinteressen unter Be-
riicksichtigung aller Umstédnde des Einzelfalls und des VerhéltnisméBigkeitsgrundsatzes.

Der Gesetzgeber hat die bei der Abwédgung vorzunehmende Gewichtung des Ausweisungs- und
Bleibeinteresses fiir bestimmte Fallgruppen in §§ 54, 55 AufenthG niher konkretisiert.

§ 54 enthdlt zwei Kataloge von Fallgruppen, bei deren Vorliegen das Ausweisungsinteresse be-
sonders schwer (Abs. 1) beziehungsweise schwer (Abs. 2) wiegt.

§ 55 AufenthG bestimmt ebenfalls in Form von zwei Katalogen, wann das Bleibeinteresse beson-
ders schwer (Abs. 1) oder schwer (Abs. 2) wiegt.

Die Kataloge der § 54 und § 55 AufenthG bestimmen nicht abschliefend, wann ein Auswei-
sungs- oder Bleibeinteresse vorliegt."* Angesichts der Vielgestaltigkeit der Lebenssituationen
und Interessenlagen sind weitere Konstellationen denkbar, in denen ein Ausweisungsinteresse

9 Abs. 3a dient der Umsetzung von Art. 24 Abs. 1 Unterabs. 1 und Abs. 2 RL 2011/95/EU.
10  BVerwGE 157, 325 (329); 159, 270 (276).

11 BVerwGE 157, 325 (329, 331); VGH Kassel, Beschluss vom 15.02.2016 - 3 A 1482/14.Z, Leitsatz 1; vgl. auch
schon die Gesetzesbegriindung, BT-Drs. 18/4097, S. 49; ebenso Bauer, in: Bergmann/Dienelt, Ausldnderrecht,
14. Auflage 2022, AufenthG, § 53 Rn. 19; FleuB, in: Kluth/Heusch, BeckOK AuslR, 41. Ed. 01.04.2024, AufenthG
§ 54 Rn. 1; Hailbronner in: ders., Ausldnderrecht, 01.05.2024, AufenthG, § 54 Rn. 12.
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besteht.'* Solche ungeschriebenen Ausweisungsinteressen werden vom Grundtatbestand des § 53
Abs. 1 AufenthG erfasst."

Zu weiteren Einzelheiten der Grundstruktur der §§ 53 ff. AufenthG wird auf den Sachstand vom
6. April 2023 mit dem Titel , Fragen zur Ausweisung von Ausldndern — Ausweisungsinteressen
und Zustdndigkeit”, WD 3 - 3000 - 040/23, verwiesen.

4. Zum Ausweisungsinteresse in Fillen ohne vorherige strafrechtliche Verurteilung

Ein Ausweisungsinteresse besteht, wie dargestellt, wenn der Aufenthalt eines Ausldnders die
offentliche Sicherheit und Ordnung, die freiheitliche demokratische Grundordnung oder sons-
tige erhebliche Interessen der Bundesrepublik Deutschland gefdahrdet (§ 53 Abs. 1 AufenthG).

Zu den ,erhebliche[n] Interesse[n] der Bundesrepublik Deutschland®, deren Gefihrdung dem Grunde
nach eine Ausweisung nach § 53 Abs. 1 AufenthG zu rechtfertigen vermag, gehort insbesondere auch
die innere und dubere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland und damit vergleichbare Inte-
ressen wie etwa aulBlenpolitische Belange.'* Das Bestehen eines Ausweisungsinteresses setzt
nicht zwingend eine strafrechtliche Verurteilung der betreffenden Person voraus, wie schon ein
Blick auf die Katalogtatbestdnde des § 54 AufenthG zeigt (dazu sogleich).

4.1. Aktuell geregelte Fallgruppen des § 54 AufenthG ohne strafrechtliche Verurteilung

So wiegt das Interesse an der Ausweisung etwa geméal § 54 Abs. 1 AufenthG besonders schwer,
wenn der Ausldnder

Nr. 2. die freiheitliche demokratische Grundordnung oder die Sicherheit der Bundesrepublik
Deutschland gefdhrdet; hiervon ist auszugehen, wenn Tatsachen die Schlussfolgerung recht-
fertigen, dass er einer Vereinigung angehort oder angehort hat, die den Terrorismus unter-
stlitzt oder er eine derartige Vereinigung unterstiitzt oder unterstiitzt hat oder er eine in § 89a
Absatz 1 des Strafgesetzbuchs bezeichnete schwere staatsgefahrdende Gewalttat nach § 89a
Absatz 2 des Strafgesetzbuchs vorbereitet oder vorbereitet hat, es sei denn, der Auslédnder
nimmt erkennbar und glaubhaft von seinem sicherheitsgefdhrdenden Handeln Abstand,

Nr. 2a. die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland gefdhrdet; hiervon ist auszugehen,
wenn Tatsachen die Schlussfolgerung rechtfertigen, dass er einer Vereinigung im Sinne des
§ 129 des Strafgesetzbuches angehort oder angehort hat,

12 So schon die Gesetzesbegriindung, vgl. Entwurf eines Gesetzes zur Neubestimmung des Bleiberechts und der
Aufenthaltsbeendigung, BT-Drs. 18/4097, S. 49.

13 Bauer, in: Bergmann/Dienelt, Ausldnderrecht, 14. Auflage 2022, § 53 Rn. 16; FleuB}, in: Kluth/Heusch, BeckOK
AuslR, 41. Ed. 01.04.2024, AufenthG § 53 Rn. 15; Hailbronner in: ders., Auslanderrecht, 01.05.2024, § 53 Rn. 29.

14 Siehe dazu 3.2. mit Nachweisen aus Rechtsprechung und Literatur.


https://www.bundestag.de/resource/blob/947600/6122e6b4b320fd2c043e67e7997cae6f/WD-3-040-23-pdf.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/18/040/1804097.pdf
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Nr. 3. zu den Leitern eines Vereins gehorte, der unanfechtbar verboten wurde, weil seine
Zwecke oder seine Tatigkeit den Strafgesetzen zuwiderlaufen oder er sich gegen die verfas-
sungsmébBige Ordnung oder den Gedanken der Vélkerverstandigung richtet,

Nr. 4. sich zur Verfolgung politischer oder religioser Ziele an Gewalttdtigkeiten beteiligt oder
offentlich zur Gewaltanwendung aufruft oder mit Gewaltanwendung droht oder

Nr. 5. zu Hass gegen Teile der Bevilkerung aufruft; hiervon ist auszugehen, wenn er auf eine
andere Person gezielt und andauernd einwirkt, um Hass auf Angehérige bestimmter ethni-
scher Gruppen oder Religionen zu erzeugen oder zu verstarken oder 6ffentlich, in einer Ver-
sammlung oder durch Verbreiten von Schriften in einer Weise, die geeignet ist, die 6ffentli-
che Sicherheit und Ordnung zu storen,

a) gegen Teile der Bevilkerung zu Willkiirmafnahmen aufstachelt,

b) Teile der Bevolkerung boswillig verdchtlich macht und dadurch die Menschenwiirde ande-
rer angreift oder

c) Verbrechen gegen den Frieden, gegen die Menschlichkeit, ein Kriegsverbrechen oder terro-
ristische Taten von vergleichbarem Gewicht billigt oder dafiir wirbt,

es sei denn, der Ausldnder nimmt erkennbar und glaubhaft von seinem Handeln Abstand.

Das Ausweisungsinteresse wiegt ferner geméal § 54 Abs. 2 AufenthG auch ohne strafrechtliche
Verurteilung schwer, wenn die Person

Nr. 4. Heroin, Kokain oder ein vergleichbar gefdhrliches Betdubungsmittel verbraucht und
nicht zu einer erforderlichen seiner Rehabilitation dienenden Behandlung bereit ist oder sich
ihr entzieht,

Nr. 5. eine andere Person in verwerflicher Weise, insbesondere unter Anwendung oder An-
drohung von Gewalt, davon abhélt, am wirtschaftlichen, kulturellen oder gesellschaftlichen
Leben in der Bundesrepublik Deutschland teilzuhaben,

Nr. 6. eine andere Person zur Eingehung der Ehe nétigt oder dies versucht oder wiederholt
eine Handlung entgegen § 11 Absatz 2 Satz 1 und 2 des Personenstandsgesetzes vornimmt,
die einen schwerwiegenden Verstoll gegen diese Vorschrift darstellt; ein schwerwiegender
VerstoB liegt vor, wenn eine Person, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, beteiligt
ist,

Nr. 7. in einer Befragung, die der Kldrung von Bedenken gegen die Einreise oder den weiteren
Aufenthalt dient, der deutschen Auslandsvertretung oder der Ausldanderbehorde gegeniiber
frithere Aufenthalte in Deutschland oder anderen Staaten verheimlicht oder in wesentlichen
Punkten vorsétzlich keine, falsche oder unvollstindige Angaben iiber Verbindungen zu Perso-
nen oder Organisationen macht, die der Unterstiitzung des Terrorismus oder der Gefahrdung
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung oder der Sicherheit der Bundesrepublik
Deutschland verdachtig sind; die Ausweisung auf dieser Grundlage ist nur zuldssig, wenn der
Ausldnder vor der Befragung ausdriicklich auf den sicherheitsrechtlichen Zweck der
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Befragung und die Rechtsfolgen verweigerter, falscher oder unvollstdndiger Angaben hinge-
wiesen wurde,

Nr. 8. in einem Verwaltungsverfahren, das von Behorden eines Schengen-Staates durchge-
fithrt wurde, im In- oder Ausland

a) falsche oder unvollstdndige Angaben zur Erlangung eines deutschen Aufenthaltstitels, ei-
nes Schengen-Visums, eines Flughafentransitvisums, eines Passersatzes, der Zulassung einer
Ausnahme von der Passpflicht oder der Aussetzung der Abschiebung gemacht hat oder

b) trotz bestehender Rechtspflicht nicht an Mafinahmen der fiir die Durchfiihrung dieses Ge-
setzes oder des Schengener Durchfiihrungsiibereinkommens zustdndigen Behérden mitge-
wirkt hat, soweit der Ausldnder zuvor auf die Rechtsfolgen solcher Handlungen hingewiesen
wurde,

Nr. 9. wegen einer oder mehrerer vorséatzlicher Straftaten rechtskriftig zu einer Geld- oder
Freiheitsstrafe verurteilt wurde und im Rahmen des Urteils ein antisemitischer, rassistischer,
fremdenfeindlicher, geschlechtsspezifischer, gegen die sexuelle Orientierung gerichteter oder
sonstiger menschenverachtender Beweggrund im Sinne von § 46 Absatz 2 Satz 2 des Strafge-
setzbuches ausdriicklich festgestellt wurde; Verurteilungen zu Geldstrafen bis zu 90 Tagessét-
zen bleiben aufBler Betracht oder

Nr. 10. einen nicht nur vereinzelten oder geringfiigigen Verstol3 gegen Rechtsvorschriften oder
gerichtliche oder behérdliche Entscheidungen oder Verfiigungen begangen oder aulierhalb
des Bundesgebiets eine Handlung begangen hat, die im Bundesgebiet als vorsétzliche schwere
Straftat anzusehen ist.

Einen instruktiven Uberblick iiber etliche aktuelle Fragen des Ausweisungsrechts gibt etwa der
Beitrag von

Kieflling, Migrationsrecht und Antisemitismus: Zur Forderung, Hamas-Unterstiitzer auszu-
weisen, VerfBlog vom 24. Oktober 2023, abrufbar unter: https://verfassungsblog.de/migrati-
onsrecht-und-antisemitismus/.

Gegentiber der von KiefSling zugrunde gelegten Rechtslage wurde der Katalog in § 54 AufenthG
u.a. in Abs. 1 um die oben bereits zitierte Nr. 2a (Mitgliedschaft in einer kriminellen Vereini-
gung im Sinne des § 129 StGB) erginzt."” Nr. 2a erfordert — wie auch Nr. 2 (Mitgliedschaft in ei-
ner terroristischen Vereinigung) — keine vorherige strafrechtliche Verurteilung. Es miissen aber
,Tatsachen [...] die Schlussfolgerung rechtfertigen®, dass die betreffende Person einer kriminel-
len Vereinigung im Sinne des § 129 StGB angehdrt oder angehort hat. Die Bundesregierung hat in
der Begriindung des Gesetzentwurfs hierzu ausgefiihrt:

15 Vgl. Art. 1 des Gesetzes zur Verbesserung der Riickfithrung (Riickfiihrungsverbesserungsgesetz) vom 21.02.2024
(BGBL. I Nr. 54). Vgl. zu weiteren Anderungen Art. 3 des Gesetzes zur Anpassung von Datentibermittlungsvor-
schriften im Ausldnder- und Sozialrecht (DUV-AnpassG) vom 08.05.2024 (BGBI. 2024 I Nr. 152).


https://verfassungsblog.de/migrationsrecht-und-antisemitismus/
https://verfassungsblog.de/migrationsrecht-und-antisemitismus/
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Ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren, welches allein oder neben anderen Strafvorschrif-
ten auf den § 129 StGB gestiitzt ist, kann bei der Priifung fiir das Vorliegen dieser konkreten
Tatsachen als Anhaltspunkt herangezogen werden, ist aber, genauso wie eine Bestrafung,
keine Voraussetzung. Dasselbe gilt fiir eine erhobene 6ffentliche Klage. Eine Ausweisung
nach der neuen Regelung kommt auch in Betracht, wenn das Ermittlungsverfahren einge-
stellt wurde oder wenn keine Verurteilung auf Grundlage des § 129 StGB erfolgt ist, d.h. bei
einem Freispruch oder bei einer Verurteilung aufgrund anderer Strafvorschriften als dem

§ 129 StGB, sofern die Ausldnderbehdrde zu der Feststellung gelangt, dass konkrete Tatsa-
chen die Schlussfolgerung rechtfertigen, dass der Auslinder einer kriminellen Vereinigung
im Sinne des § 129 StGB angehort oder angehort hat. *°

Ist die Schlussfolgerung gerechtfertigt, dass die konkrete Person einer kriminellen Vereinigung
im Sinne des § 129 StGB angehort oder angehort hat, wird kraft § 54 Abs. 1 Nr. 2a AufenthG eine
Gefdahrdung der Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland vermutet."”

4.2.

Zur Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts

Schon die §§ 45 ff. des bis zum 31. Dezember 2004 giiltigen Ausldndergesetzes und die fritheren
Fassungen der seither maligeblichen §§ 53 ff. AufenthG sahen auch Fallgruppen des typisierten
Ausweisungsinteresses vor, die keine strafrechtliche Verurteilung voraussetzen.®

Das Bundesverfassungsgericht bewertete im Jahr 2007 das friihere Regelungssystem des Auswei-
sungsrechts wie folgt:

Ausweisungen oder sonstige MaBnahmen zum Entzug oder zur Verkiirzung eines bereits ge-
wihrten Aufenthaltsrechts sind auf Grund solcher Vorschriften grundsétzlich moglich. In ma-
terieller Hinsicht bietet — vorbehaltlich besonderer verfassungsrechtlicher Gewéhrleistungen
— der Grundsatz der VerhiltnismiaBigkeit den allgemeinen verfassungsrechtlichen MaBstab,
nach dem das Grundrecht aus Art. 2 Abs. 1 GG [Anm. d. Verf.: Recht auf die freie Entfaltung
der Personlichkeit] eingeschriankt werden darf [...].

Die hier angewendeten Normen des bis zum 31. Dezember 2004 geltenden Ausldndergesetzes
tragen mit ihrem System der Abstufung in Ist-, Regel- und Kann-Ausweisung (vgl. §§ 45, 47,
48 AuslG) sowie des besonderen Ausweisungsschutzes fiir bestimmte Ausldander (vgl. § 48
Abs. 1 Satz 1 AuslG) den Anforderungen an die VerhéltnismiBigkeit von Ausweisungen
grundsitzlich in ausreichender Weise Rechnung. Gleiches gilt fiir die seit dem 1. Januar 2005

16

17

18

BT-Drs. 20/9463, S. 39 — Hervorhebungen nur hier.

Vgl. zu weiteren Einzelheiten und der rechtlichen Bewertung von § 54 Abs. 1 Nr. 2a AufenthG etwa FleuB, in:
BeckOK AuslR, 41. Ed. 1.4.2024, AufenthG § 54 Rn. 84b ff.; Hailbronner in: ders., Ausldnderrecht, 01.05.2024,
AufenthG, § 54 Rn. 78 ff.; Rauch/Maydell, Schon wieder ,Sippenhaft’ im Ausldnderrecht? Kritische Anmerkun-
gen zu § 54 I Nr. 2 a AufenthG, ZAR 2024, 191 ff.

Vgl. etwa § 47 Abs. 2 Nr. 2 bis 5 AuslG in der Fassung vom 09.01.2002 sowie § 54 Nr. 3 bis 7, § 55 Abs. 2 Nr. 1
bis 8 AufenthG in der Fassung vom 30.07.2004.


https://dserver.bundestag.de/btd/20/094/2009463.pdf
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geltenden Vorschriften der §§ 53 ff. AufenthG, die das bisherige Regelungssystem iibernom-
men haben.

Die Anwendung des Stufensystems der §§ 45 ff. AuslG bzw. §§ 53 ff. AufenthG entbindet je-
doch nicht davon, im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften auch die Umstinde des Einzel-
falls zu priifen, da nur diese Priifung sicherstellen kann, dass die VerhdltnisméaBigkeit bezo-
gen auf die Lebenssituation des betroffenen Ausldnders gewahrt bleibt.*

Insbesondere § 54 AufenthG wurde 2016 komplett neugefasst und seither mehrfach geédndert
und ergénzt.”° Insofern kann die zitierte Bewertung des Bundesverfassungsgerichts nicht ohne
Weiteres auch auf die §§ 53, 54 AufenthG in ihrer aktuellen Fassung iibertragen werden. Jedoch
diirfte die genannte Entscheidung dafiirsprechen, dass allein der Umstand, dass ein Auswei-
sungsinteresse von schwerem oder besonders schwerem Gewicht in bestimmten Fillen auch
ohne strafrechtliche Verurteilung angenommen werden kann, nicht per se den Verhiltnisma-
Bigkeitsgrundsatz verletzt. Zudem ist auch nach jetziger Rechtslage eine Abwigung der Auswei-
sungs- und Bleibeinteressen im konkreten Einzelfall vorzunehmen (§ 53 AufenthG), in deren
Rahmen dem Grundsatz der Verhiltnisméfigkeit — auch durch Beriicksichtigung von atypischen
Umstédnden im Einzelfall** — Rechnung getragen werden kann.

Das Bundesverfassungsgericht weist ferner auf die bei Ausweisungsentscheidungen zu beachten-
den volkerrechtlichen Vorgaben der EMRK hin*? und fiihrt dazu aus:

Die Malstébe, die fiir die Priifung der Rechtfertigung eines Eingriffs in Art. 8 Abs. 1 EMRK
gem. Art. 8 Abs. 2 EMRK gelten, sind auch hier heranzuziehen [...]. Bei der Priifung der Ver-
hiltnismifigkeit sind insbesondere die konkreten Umstdnde, welche von typisierenden Be-
stimmungen — wie es die gesetzlich ausgeformten Ausweisungstatbestinde zwangsldufig sein
miissen — nicht oder nur unzureichend erfasst werden, zu wiirdigen.*

Der Europiische Gerichtshof fiir Menschenrechte (EGMR) hat die (sog. Boultif/Uner-)Kriterien
zur Priifung von Art. 8 Abs. 1 und 2 EMRK seit 2001 in mehreren Entscheidungen konkreti-
siert.”*

19 BVerfG (2. Kammer des Zweiten Senats), Beschluss vom 10. 8. 2007 - 2 BvR 535/06 = BVerfGK 12, 37 = NVwZ
2007, 1300 — Hervorhebungen nur hier.

20 Vgl. etwa den Uberblick zur Anderungshistorie bei Hoppe, in: Berlit, GK-AufenthG, 134. Lfg., § 54 Rn. 1 ff.
21 BVerwG Urt. v. 27.7.2017 — 1 C 28.16 = NVwZ 2018, 409 (413 Rn. 39).

22 Vgl. schon BVerfGK 3, 4 (12). So auch die Begriindung der Bundesregierung zu § 53 AufenthG des Entwurfs ei-
nes Gesetzes zur Neubestimmung des Bleiberechts und der Aufenthaltsbeendigung, BT-Drs. 18/4097, S. 50.

23 BVerfG (2. Kammer des Zweiten Senats), Beschluss vom 10. 8. 2007 - 2 BvR 535/06 = BVerfGK 12, 37 = NVwZ
2007, 1300 — Hervorhebungen nur hier.

24 Vgl. ndher dazu Bauer, in: Bergmann/Dienelt, Ausldnderrecht, 14. Aufl. 2022, AufenthG, Vor §§ 53-56 Rn.
113 1f., 121 ff.; § 53 Rn. 68 m.w.N.


https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2007/08/rk20070810_2bvr053506.html
https://dserver.bundestag.de/btd/18/040/1804097.pdf
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Daran ankniipfend stellt das Bundesverfassungsgericht erhohte Anforderungen beispielsweise an
rein generalpriventiv® begriindete Ausweisungen sowie an die Ausweisung von Personen, die
schon immer oder seit vielen Jahren rechtméfig in Deutschland leben und keine tatsdchlichen
Beziehungen zu ihrem Herkunftsstaat haben (sog. faktische Inldnder).?

5.  Aktuell diskutierte Anderung des § 54 AufenthG

Aktuell wird zudem im Bundestag eine Anderung und Erginzung u.a. von § 54 AufenthG disku-
tiert, die Fallgruppen des Ausweisungsinteresses ohne erforderliche vorherige strafrechtliche
Verurteilungen betrifft. Ausweislich einer Formulierungshilfe der Bundesregierung fiir einen
Anderungsantrag der Fraktionen der SPD, von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und der FDP zu ei-
nem laufenden Gesetzgebungsverfahren? soll das Ausweisungsinteresse nach einer Anderung
der Nr. 5 des § 54 Abs. 1 AufenthG besonders schwer wiegen, wenn ein Ausldnder

zu Hass gegen Teile der Bevolkerung aufruft; hiervon ist auszugehen, wenn er auf eine andere
Person gezielt und andauernd einwirkt, um Hass auf Angehorige bestimmter ethnischer Grup-
pen oder Religionen zu erzeugen oder zu verstarken oder 6ffentlich, in einer Versammlung
oder durch Verbreiten eines Inhalts (§ 11 Absatz 3 des Strafgesetzbuches) [statt der gelten-
den Gesetzesfassung: , von Schriften”] in einer Weise, die geeignet ist, die 6ffentliche Sicher-
heit und Ordnung zu stéren,

a) gegen Teile der Bevolkerung zu WillkiirmaBnahmen aufstachelt,

b) Teile der Bevolkerung boswillig verdchtlich macht und dadurch die Menschenwiirde ande-
rer angreift oder

c¢) Verbrechen gegen den Frieden, gegen die Menschlichkeit, ein Kriegsverbrechen oder eine
terroristische Straftat [statt der geltenden Gesetzesfassung: ,terroristische Taten von ver-
gleichbarem Gewicht“] billigt oder dafiir wirbt,

es sei denn, der Ausldnder nimmt erkennbar und glaubhaft von seinem Handeln Abstand.*

Inhalte im Sinne von § 11 Absatz 3 StGB konnen in Schriften, auf Ton- oder Bildtrdgern, in Da-
tenspeichern, Abbildungen oder anderen Verkdrperungen enthalten sein oder auch unabhéngig

25 Also zur Abschreckung anderer potenziell in den Anwendungsbereich der Ausweisungsbestimmungen fallen-
der Personen.

26 BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 10.08.2007, - 2 BvR 535/06 -.

27 Entwurf der Bundesregierung fiir ein Gesetz zur Stirkung der frithen Offentlichkeitsbeteiligung in Planungs-
und Genehmigungsverfahren, BR-Drucksache 208/24, BT-Drs. 20/11980.

29 Formulierungshilfe der Bundesregierung fiir einen Anderungsantrag der Fraktionen der SPD, von BUNDNIS
90/DIE GRUNEN und der FDP zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung: Entwurf eines Gesetzes zur Stirkung
der friihen Offentlichkeitsbeteiligung in Planungs- und Genehmigungsverfahren — Drucksache BR 208/24 —, (im
Folgenden: Formulierungshilfe), 26.06.2024, S. 1 {f. abrufbar unter: https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/ge-
setzgebungsverfahren/DE/Downloads/kabinettsfassung/MII1/formulierungsvorschlag-aufenthaltsgesetz.pdf —
Hervorhebungen nur hier.



https://dserver.bundestag.de/brd/2024/0208-24.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/119/2011980.pdf
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/gesetzgebungsverfahren/DE/Downloads/kabinettsfassung/MII1/formulierungsvorschlag-aufenthaltsgesetz.pdf
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/gesetzgebungsverfahren/DE/Downloads/kabinettsfassung/MII1/formulierungsvorschlag-aufenthaltsgesetz.pdf
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von einer Speicherung mittels Informations- oder Kommunikationstechnik {ibertragen werden.
Somit soll durch die geplante Anderung ,etwa auch das Markieren eines Beitrags durch ,Gefdllt
mir‘ auf den Sozialen Medien wie YouTube, Instagram, TikTok etc.” unter § 54 Abs. 1 Nr. 5 Auf-
enthG fallen.*®

Die geplante Anderung von Buchstabe c des § 54 Abs. 1 Nr. 5 AufenthG dient zum einen der Ver-
einheitlichung der Terminologie (,,terroristische Straftat”) mit Blick auf die Richtlinie (EU)
2017/541 zur Terrorismusbekdmpfung, die bereits zur Anderung von § 89a StGB gefiihrt hat.
Zum anderen miisste sich die Billigung oder das Werben nicht mehr auf mehrere terroristische
Taten beziehen, sondern es wiirde auch schon eine einzelne terroristische Straftat gentigen. Au-
Berdem miisste diese kiinftig kein mit Verbrechen gegen den Frieden, gegen die Menschlichkeit
oder Kriegsverbrechen ,,vergleichbares Gewicht* mehr aufweisen.?!

Ferner soll in § 54 Abs. 2 AufenthG eine neue Nr. 3a eingefiigt werden, wonach dann ein schwe-
res Ausweisungsinteresse bestehen wiirde, wenn die Person

durch Belohnung oder Billigung einer terroristischen Straftat den Tatbestand des § 140
des Strafgesetzbuches verwirklicht.**

Die schuldhafte Verwirklichung des Tatbestandes von § 140 StGB soll geniigen, eine strafrechtli-
che Verurteilung ist also nicht erforderlich. Wurde die Person entsprechend strafrechtlich verur-
teilt, ist laut der Formulierungshilfe der Bundesregierung

auch die Moglichkeit der Anwendung des § 54 Absatz 1 Nummer 1 AufenthG zu priifen, da
hiermit ein besonders schwerwiegendes Ausweisungsinteresse begriindet werden kann.
Whurde zu einer Freiheitsstrafe von weniger als 2 Jahren aber mehr als sechs Monaten nach

§ 140 StGB verurteilt, greift zusétzlich § 54 Absatz 2 Nummer 1 AufenthG. Fiir die Zuwider-
handlungen gegen § 140 StGB muss der Tatbestand objektiv und subjektiv vorliegen. Die Tat
muss schuldhaft begangen worden sein [...].%*

Zu weiteren Einzelheiten wird auf die Begriindung der Formulierungshilfe der Bundesregierung
verwiesen.*

Auch im Falle dieser Anderungen von § 54 AufenthG ist weiterhin eine Abwiégung des Auswei-
sungsinteresses mit den Bleibeinteressen der betroffenen Person (§ 53 Abs. 1 AufenthG) unter Be-
riicksichtigung aller Umstdnde des Einzelfalls und Wahrung des

30 Formulierungshilfe, S. 4.

31 Formulierungshilfe S. 2 ff.

32 Formulierungshilfe, S. 2 — Hervorhebungen nur hier.
33 Formulierungshilfe, S. 5 — Hervorhebungen nur hier.

34 Formulierungshilfe S. 2 ff.



Wissenschaftliche Dienste Sachstand Seite 14
WD 3 - 3000 - 062/24

Verhiltnismabigkeitsgrundsatzes und der Vorgaben des Volkerrechts (insbesondere der EMRK)
sowie des Unionsrechts* erforderlich.

* k%

35 Insbesondere der Riickfithrungs-Richtlinie 2008/115/EG und sofern anwendbar der Daueraufenthalts-Richtlinie
RL 2003/109/EG, der Anerkennungs- oder Qualifikations-Richtlinie 2001/95/EU und der Asylverfahrens-Richt-
linie 2013/32/EU.



	Inhaltsverzeichnis
	1. Einleitung
	2. Begriff, Charakter und Rechtsfolgen der Ausweisung
	3. Regelungssystem der §§ 53 ff. AufenthG
	4. Zum Ausweisungsinteresse in Fällen ohne vorherige strafrechtliche Verurteilung
	4.1. Aktuell geregelte Fallgruppen des § 54 AufenthG ohne strafrechtliche Verurteilung
	4.2. Zur Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts

	5. Aktuell diskutierte Änderung des § 54 AufenthG

